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A. Einleitung 

I n der allgemeinen presserechtlichen Diskussion in der Bundes-
republik spielen augenblicklich die Auseinandersetzungen um Presse-
konzentration und „Innere Pressefreiheit"  eine große Rolle. Es er-
scheint dennoch nicht ohne Interesse, sich einmal den anderen Fragen 
zuzuwenden, denen sich Presseberufe  in der Europäischen Gemein-
schaft gegenübersehen. Zum einen hat die Presse als Faktor der öffent-
lichen Willensbildung eine solche Bedeutung erlangt, daß es schon aus 
diesem Grunde zweckmäßig und lohnend erscheint, den Blick über die 
eigenen Landesgrenzen hinaus zu werfen und durch die Kenntnis 
der Erfahrungen und Modelle anderer Staaten vielleicht i n den Stand 
versetzt zu werden, die eigenen Probleme nun besser lösen zu können. 
Zum anderen ist die Presse, was noch näher zu zeigen sein wird, 
durchaus in der Lage, dem europäischen Integrationsprozeß wesent-
liche Impulse zu verleihen, ihn durch ihre Arbeit voranzutreiben und 
so einen Beitrag zu leisten zu der wünschenswerten wirtschaftlichen 
und politischen Einigung Europas. Um diesem Ziel näherzukommen, 
sind Liberalisierung wie Harmonisierung des europäischen Presse-
berufswesens erforderlich.  Vor allem letztere läßt sich jedoch nur 
dann in Angri f f  nehmen, wenn man über ein Modell verfügt,  auf das 
h in die Koordinierungsmaßnahmen ausgerichtet werden können. Er-
forderlich  ist also eine Berufskonzeption, die ihrerseits wiederum die 
Kenntnis der entsprechenden Systeme aller EWG-Staaten voraussetzt. 

Die Themenstellung erfordert  einige grundsätzliche Ausführungen 
sowohl auf dem Gebiet des Presserechts wie dem des europäischen 
Gemeinschaftsrechts. Da es bei manchen Presseberufen  durchaus schon 
im Bereich des Möglichen liegt, in absehbarer Zeit mi t einer Koordinie-
rung der unterschiedlichen presse- und berufsrechtlichen  Systeme zu 
beginnen, reichen die Erörterungen hier häufig ins Pressepolitische 
hinein. Andererseits bringt es die Berücksichtigung der durch die 
Koordinierung entstehenden Probleme mi t sich, daß auch auf recht-
lichem Gebiet teilweise Erwägungen anzustellen sind, die augenblick-
lich noch nicht von aktuellem Interesse sein mögen, die aber nach einem 
klaren Standort spätestens dann verlangen, wenn es zu einer Harmo-
nisierung auf dem Gebiet des Presseberufswesens  kommt. 

Aus verschiedenen Gründen ist der Tätigkeit des selbständigen 
Journalisten — wobei ein Großteil selbständiger Presseberufe  unter 
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diesem Begriff  zusammengefaßt w i rd — im Zusammenhang dieser 
Thematik besondere Bedeutung zuzumessen. Die Herstellung der 
Niederlassungsfreiheit  wie des freien Dienstleistungsverkehrs erscheint 
bei dieser Gruppe nicht nur in hohem Maße wünschenswert, sondern 
auch in naher Zukunft realisierbar. Die vorliegende Arbeit berück-
sichtigt daher den mi t dieser Pressetätigkeit zusammenhängenden 
Problemkreis in besonders starkem Maße. Der hierauf beruhende 
Aufbau der Untersuchung bedingt es, daß zahlreiche Schwierigkeiten, 
die auch bei anderen Presseberufen  auftauchen, bereits bei der Dar-
stellung der mi t journalistischen Tätigkeiten zusammenhängenden 
Probleme erörtert werden. 



B. Die Bestimmungen über die Niederlassungsfreiheit 
und den freien Dienstleistungs verkehr im EWG-Vertrag 

I . Das Niederlassungsrecht 

Der Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft1 enthält die Bestimmungen über das Niederlassungsrecht in 
den Art ike ln 52 bis 58. Die auf diesem Gebiet getroffenen  Regelungen 
sind im Zusammenhang mi t den allgemeinen Zielen des EWG-V zu 
sehen, die gemäß Art . 2 „durch die Errichtung eines Gemeinsamen 
Marktes und die schrittweise Annäherung der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten" erreicht werden sollen. Um einen einheitlichen Wir t -
schaftraum mi t binnenmarktähnlichen Verhältnissen zu schaffen 2, für 
den Arbeitsteilung und Wahl des günstigsten Standorts notwendige 
Voraussetzung sind3, ist es erforderlich,  auch die Beweglichkeit der 
Produktionsfaktoren  herbeizuführen.  Daher hat der Vertrag neben 
den Bestimmungen über die Liberalisierung des Kapitalverkehrs 
(Art. 67 ff.)  und die Freizügigkeit der Arbeitnehmer (Art. 48 ff.)  auch 
diejenigen über die Freiheit der Niederlassung und der Dienstleistungen 
geschaffen.  Denn wenn sich die Produktion nach den günstigsten 
Standfaktoren orientieren soll ist es unerläßlich, daß sich auch die 
Angehörigen der einzelnen Mitgliedstaaten frei  bewegen und dort, 
wo es ihnen am günstigsten erscheint, Arbeit oder Kapital einsetzen 
können. 

Der Begriff  der Niederlassung ist zwar nicht definiert  worden, läßt 
sich jedoch an Hand des Ar t . 52 bestimmen: „Niederlassung" umfaßt 
hiernach die Aufnahme und Ausübung selbständiger Erwerbstätig-
keiten sowie Gründung und Leitung von Unternehmungen und Gesell-
schaften durch Angehörige eines Mitgliedstaates in einem anderen 
Mitgliedstaat der Gemeinschaft. Nach Art . 52 des Vertrages sind zwei 
Formen der Niederlassung möglich: Auf der einen Seite die Verlegung 
des Ortes der Erwerbstätigkeit ins Ausland — d. h. die vollständige 
Übersiedlung i n einen anderen Mitgliedstaat (Art. 52 Abs. I I) —, auf der 
anderen Seite die Gründung von Agenturen, Zweigniederlassungen und 

i BGBl. 1957 I I , S. 753. 
* Vgl. Groeben-Boeckh,  Vorbem. vor Ar t . 48 ff.,  R N 5. 
5 Siehe dazu Everling,  Niederlassungsrecht S. 2. 


